
Im Rahmen eines von der Freudenberg-
Stiftung finanzierten Projekts unter-
suchte die Bundesarbeitsgemeinschaft

Integrationsfirmen (BAG-IF) in der zwei-
ten Jahreshälfte 2008 den aktuellen
Stand der Zuverdienstmöglichkeiten für
psychisch kranke und behinderte Men-
schen sowie deren – regional sehr unter-
schiedliche – Rahmenbedingungen.

Im Folgenden wird ein kurzer Überblick
über die Ansätze und Ergebnisse dieser
Untersuchung und somit ein Einblick in
die aktuelle Zuverdienstlandschaft gege-
ben. Wenn in diesem Zusammenhang von
»Zuverdienst« die Rede ist, so meint es die
niedrigschwelligen, stundenweisen Be-
schäf tigung psychisch beeinträchtigter
Menschen, die wegen Erwerbsminderung
befristet oder dauernd berentet sind und/
oder Grundsicherung nach dem Sozialge-
setzbuch XII erhalten. Neben der Mög-
lichkeit der Tagesstrukturierung sowie der
arbeitsspezifischen Förderung und Unter-
stützung, wird in diesen Angeboten ein –
zumeist sehr geringfügiger – Zuverdienst
ermöglicht.

In der fünfmonatigen Projektlaufzeit wur-
den folgende vier Teilbereiche bearbeitet:
❚ Abfrage der bestehenden Zuverdienst -

angebote mittels Fragebogen zu den
Themen Projektaufbau und -anbin -
dung, Nutzerstruktur, Arbeitsgestaltung
und wirtschaftliche Rahmenbedingun-
gen;

❚ Darstellung beispielhafter Angebote;
❚ Abfrage und Darstellung bestehender

Regelungen und Bedarfe auf kommuna-
ler Ebene;

❚ Darstellung bestehender Länderregelun-
gen und regionaler Leistungsvereinba-
rungen.

Rahmenbedingungen der 
Zuverdienstangebote

Orientiert am Zuverdiensthandbuch der
BAG-IF sowie an Qualitätskriterien, die
bei einer Klausur der Freudenberg Stif-
tung von Experten erarbeitet worden wa-
ren, wurde ein Erhebungsbogen entwi-
ckelt und an alle Integrationsprojekte 
sowie Adressaten des »Dachverbandes

Gemeindepsychiatrie e.V.«, der »Aktion
Psy chisch Kranke« sowie der »Deutschen
Gesellschaft für Soziale Psychiatrie« ver-
sandt. Auf die Abfrage der konkreten
wirtschaftlichen Verhältnisse wurde da-
bei verzichtet, weil ein Probelauf ergeben
hatte, dass die Träger diese nicht preisge-
ben wollten.

Selbst wenn man unterstellt, dass aus
nachvollziehbaren Gründen nicht alle an-
geschriebenen Zuverdienst-Anbieter Bö-
gen zurückgesandt haben, ergaben Menge
und Verteilung der Rückläufe doch ein re-
präsentatives Bild der Gesamtsituation. Es
liegen Antworten aus allen Teilen der
Bundesrepublik vor. Schwerpunkte bilden
naturgemäß die Regionen mit Regelförde-
rung. Insgesamt wurden die Fragebögen
von 82 Zuverdienstangeboten ausgewer-
tet. Diese bieten insgesamt 2343 Personen
eine Zuverdienstmöglichkeit, wobei dies
nicht mit den entsprechenden Platzzah-
len identisch ist, da oftmals mehrere Per-
sonen einen dieser Plätze nutzen.

Wie die folgende Grafik zeigt, agiert fast
ein Drittel der befragten Zuverdienstange-
bote eigenständig, insbesondere aus den
Regionen, in denen eine Regelfinanzie-
rung besteht, die meisten sind jedoch an
eine Integrationsfirma angebunden.

Dabei erwiesen sich die Zuverdienstan-
gebote in ihrer Nutzerstruktur sehr vielfäl-
tig. Offensichtlich ist der Zuverdienst nicht
nur für Personen mit psychiatrischen Pro-
blemen wichtig, sondern auch für andere
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Behindertengruppen sowie sonstige be-
nach teiligte Personen.

Hinsichtlich der Finanzierung der Zu-
verdienstangebote war es erstaunlich, dass
doch ein relativ hoher Anteil der anfallen-
den Kosten durch Einnahmen aus den an-
gebotenen Produkten und Dienstleistun-
gen erwirtschaftet werden konnte.

Allerdings zeigte sich hier eine erwar-
tungsgemäß hohe Diskrepanz zwischen
den eigenständigen bzw. an Integrations-
firmen angebotenen Angeboten einer-
seits, und denjenigen Angeboten, die im
Rahmen anderer Betreuungseinrichtun-
gen angeboten werden, andererseits: Wäh-
rend Erstere mehr als die Hälfte der Kosten
selbst erwirtschaften, sind es bei den Ta-
gesstätten nicht mal ein Viertel.

Darstellung beispielhafter Angebote

Ergänzt wurde die schriftliche Befragung
durch Besuche ausgewählter Projekte. Die-
se hatten das Ziel, erfolgreich arbeitende
Modelle mit möglichst unterschiedlichen
institutionellen Rahmenbedingungen dar-
 zustellen und somit Vorbild und Anre-
gung für weitere potenzielle Anbieter zu
geben.

Bei der Auswahl wurden die unterschied-
lichen Rahmenbedingungen sowie die
unterschiedliche Entwicklungsgeschichte
der jeweiligen Projekte berücksichtigt. Auf
dieser Grundlage wurden folgende Zuver-
dienstmöglichkeiten für eine weitergehen-
de Untersuchung und Darstellung ausge-
wählt:
❚ im Rahmen eines Fachkrankenhauses

(Arbe Günzburg);
❚ als Teil eines komplexen gemeindepsy-

chiatrischen Angebotes (AWO Gemein-
depsychiatrie Bad Meinberg);

❚ als Kreisinitiative und Alternative zur
Werkstatt für behinderte Menschen
(Dinkelwerkstatt Gronau);

❚ als eigenständige »Zuverdienstfirma« mit
Regelförderung (Durchblick e.V. Leipzig);

❚ als Zuverdienstfirma im Rahmen einer
Dienstleistungs-GmbH (Horizonte
gGmbH Altenburg);

❚ im Rahmen einer arbeitstherapeutisch
ausgerichteten Tagesstätte (Arbeitstages-
stätte »In der Lehmkuhl« Rostock);

❚ im Rahmen einer Tagestätte sowie einer
Kontakt- und Beratungsstelle (Sozialpsy-
chiatrisches Zentrum Köln);

❚ als Teil einer Werkstatt für Menschen
mit Behinderungen (proviel Wuppertal);

❚ im Rahmen eines komplexen Wohnan-
gebotes (Das Rauhe Haus Hamburg);

❚ als Teil der gemeindepsychiatrischen
Pflichtversorgung einer Großstadt (ajb
Berlin).

Allein die Auswahl spiegelt auf der einen
Seite eine beeindruckende Vielfalt und
Krea tivität wider, auf der anderen Seite
macht sie aber auch angesichts der damit
verbundenen unklaren Finanzierungsre-
gelungen einen dringenden Handlungs-
bedarf deutlich.

Wie sich die einzelnen Projekte entwi-
ckelt haben, welche Beschäftigungsmög-
lichkeiten angeboten werden und welche
weiteren Aspekte für deren Ausgestaltung
wichtig sind, wird im Rahmen des Projekt-
berichts (Bezugsquelle am Ende des Arti-
kels) detailliert beschrieben.

Abfrage und Darstellung bestehender 
Regelungen und Bedarfe auf 
kommunaler Ebene

Mit Unterstützung von Dr. Helmut Hart-
mann von der Con_sens gmbH Ham-
burg, wurden die Mitglieder des Arbeits-
kreises der Sozialamtsleitungen großer
Städte beim Deutschen Verein um Beant-
wortung einiger Fragen gebeten, die Auf-
schluss über die regional vorhandenen
Angebote und den von kommunaler Sei-
te gesehenen Bedarfe geben sollten.

Auch hier zeigte sich ein sehr heteroge-
nes Bild mit sehr unterschiedlichen Ange-
botsstrukturen und sehr unterschiedli-
chen Vorstellungen über die Regelungs-
notwendigkeiten und zukünftige Entwick-
lungsmöglichkeiten. Ein Beleg mehr dafür,
dass es einheitlicher Regelungen und
Empfehlungen bedarf, um den Leistungs-
trägern Rechtssicherheit und dem betref-
fenden Personenkreis entsprechende Be-
schäftigungs- und Entwicklungsmöglich-
keiten bieten zu können.

Länderregelungen und regionale 
Leistungsvereinbarungen

Einigermaßen sichere Förderbedingungen
gibt es nur in den Ländern, deren Leis-
tungsträger Förderprogramme aufgelegt
haben, das sind bislang Bayern, der Frei-
staat Sachsen und die Stadt Berlin. Dazu
kommen noch regionale Sonderregelun-
gen wie z.B. im Bodenseekreis, in dem im
Rahmen eines Modellprojekts 18 Zuver-
dienstplätze (für insgesamt 45 Personen)
in Kooperation zwischen einem Gemein-
depsychiatrischen Zentrum und einer
WfbM finanziert werden.

Positiv ist zu erwähnen, dass bisher in
zwei Kommunen (Mainz und Bielefeld)
Leis tungsvereinbarungen zwischen Anbie-
tern von Zuverdienstmöglichkeiten und
dem örtlichen Sozialhilfeträger getroffen
wurden, die den entsprechenden Angebo-
ten Finanzierungs- und Planungsgrundla-

gen bieten. Auch Bremen ist auf einem gu-
ten Weg, den Zuverdienstanbietern vor Ort
angemes sene Nachteilsausgleiche für An-
leitungs- und Betreuungsleistungen zu ge-
währen, wie der nachfolgende Beitrag zeigt.

Resümee und Ausblick

Im Hinblick auf den Bedarf – so das Fazit
der Recherchen – äußert niemand mehr
ernsthafte Zweifel, dass es niedrigschwel-
lige Zuverdienstmöglichkeiten geben muss
zumal die Zahl von frühberenteten und
behinderten Empfängern von SGB XII-
Grundsicherung dramatisch wächst: von
rund 440.000 im Jahr 2003 auf rund
730.000 im Jahr 2007! Mehr als ein Drit-
tel der Frühberentungen ist inzwischen
auf seelisch bedingte Leistungsstörungen
zurückzuführen, Tendenz steigend. Das
heißt: 
Insbesondere für den Personenkreis der
chronisch psychisch kranken Menschen
ist die Schaffung von Zuverdienstmög-
lichkeiten dringend geboten. Doch so-
lange bei den Leistungsträgern ein hohes
Maß an rechtlicher Unsicherheit sowie
ein sehr geringer Spielraum hinsichtlich
der Finanzierung von Zuverdienstprojek-
ten besteht, werden diese verständlicher-
weise eher zurückhaltend agieren. Es
kommt also darauf an, ihnen die gesetzli-
chen Möglichkeiten aufzuzeigen und ih-
nen Sicherheit zu geben. Aus diesem
Grunde hat die Projektgruppe in den
letzten Monaten zusammen mit anderen
Verbänden und Unterstützern Aktivitä-
ten in Richtung des Deutschen Vereins
entwickelt, um über diesen eine Empfeh-
lung an die Leistungsträger, in Bezug auf
die Finanzierung von Zuverdienstange-
boten, zu erreichen.

Gleichwohl bestehen seitens der poten-
ziellen Leistungsanbieter noch viele Un-
klarheiten, weshalb in den nächsten Mo-
naten entsprechende Austausch- und In-
formationsprozesse geschaffen werden
sollen. Angestrebt wird, im Laufe dieses
Jahres erste Workshops und Seminare an-
zubieten. Über die konkreten Inhalte und
Termine wird die Bundesarbeitsgemein-
schaft Integrationsfirmen über ihre Websi-
te und über entsprechende Kommunikati-
onswege informieren. ❚ ❚ ❚

Weitere Ergebnisse der Befragung (z.B. Basiseinkom-
men der Nutzerinnen und Nutzer, Vertragsverhältnis-
se oder Höhe des Zuverdienstes) sowie die Darstellun-
gen der besuchten Projekte können dem Gesamtbe-
richt entnommen werden, der auf der Website der
BAG Integrationsfirmen (www.bag-integrationsfir-
men.de) downzuloaden ist. Als gedrucktes Exemplar
kann er gegen einen Unkostenbeitrag von 5 Euro 
bestellt werden über folgende E-Mail-Adresse: christi-
an.gredig@faf-gmbh.de.
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